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Gericht 

AUSL EGMR 

Rechtssatznummer 

RS0132403 

Entscheidungsdatum 

12.03.2019 

Geschäftszahl 

Bsw35343/05; Bsw28859/16 

Norm 

MRK Art7 Abs1 

Rechtssatz 

Eine Verurteilung aufgrund rechtlicher Bestimmungen, die zur Tatzeit (hier: 1953) nicht in Kraft standen, 
begründet eine Verletzung von Art 7 MRK, wenn nicht nachgewiesen werden kann, dass diese 
Verurteilung auf das Völkerrecht in der damals bestehenden Form gestützt wurde. Das Verbrechen des 
Völkermords wurde nach dem 1953 geltenden Völkerrecht eindeutig als Verbrechen angesehen. 
Allerdings schloss das Völkervertragsrecht 1953 in die Definition von Völkermord keine „politische 
Gruppe“ ein und es wurde auch nicht mit ausreichender Klarheit nachgewiesen, dass das 
Völkergewohnheitsrecht eine weitere Definition von Völkermord vorsah als jene, die in Art II der 
Völkermordkonvention von 1948 dargetan wurde. 

Entscheidungstexte 

TE AUSL EGMR 2015-10-20 Bsw 35343/05 

Bemerkung: Vasiliauskas gg. Litauen [Große Kammer] T1) 

Beisatz: Die innerstaatlichen Gerichte haben ein Ermessen, um die Definition von Völkermord weiter 
auszulegen als die Konvention von 1948. Ein solches Ermessen erlaubt es den innerstaatlichen Gerichten 
jedoch nicht, angeklagte Personen rückwirkend nach dieser weiteren Definition zu verurteilen. (T2) 

Beisatz: Hier: Verurteilung eines ehemaligen Agenten des russischen Ministeriums für Staatssicherheit 
wegen der 1953 erfolgten Tötung litauischer Partisanen. (T3); Veröff: NL 2015,419 

 

TE AUSL 2019-03-12 Bsw 28859/16 

vgl 

Anm: Veröff: NL 2019,141 
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